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ASchG – Arbeitnehmerinnenschutzgesetz 

 

§ 53 Überprüfung der Beurteilung 

§ 53. (1) Die Ärzte der Arbeitsinspektion haben bei Eignungs- und Folgeuntersuchungen 

von Amtswegen die übermittelten Befunde und Beurteilungen unter Berücksichtigung der 

Arbeitsbedingungen zu überprüfen. 

(2) Die Ärzte der Arbeitsinspektion sind verpflichtet, dem Arbeitnehmer auf Verlangen 
den Befund zu erläutern. 

(3) Über die gesundheitliche Eignung entscheidet das Arbeitsinspektorat mit Bescheid. 

Im Verfahren haben der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber Parteistellung. Tatsachen, die 

der ärztlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen, sind vom Arbeitsinspektorat dem 

Arbeitgeber jedoch nur mit Zustimmung des Arbeitnehmers zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Führt die Überprüfung durch das Arbeitsinspektorat zu einem von der Beurteilung des 

untersuchenden Arztes abweichenden Ergebnis, so ist diesem Arzt eine Abschrift des 

Bescheides zu übermitteln. Führt die Überprüfung einer auf „nicht geeignet“ lautenden 

ärztlichen Beurteilung durch das Arbeitsinspektorat zu einem abweichenden Ergebnis, ist 

dieser Arzt außerdem vor Bescheiderlassung anzuhören. 

(5) Ein Bescheid über die gesundheitliche Eignung kann entfallen, wenn 

1. die Beurteilung auf „geeignet“ lautet, 

2. die Überprüfung ergibt, dass der Arbeitnehmer für die betreffende Tätigkeit geeignet 

ist und keine zusätzlichen Maßnahmen zur Verminderung der Gesundheitsgefährdung 

notwendig sind, und 

3. weder der Arbeitgeber noch der Arbeitnehmer einen Antrag auf Erlassung eines 

Bescheides stellen. 

(6) Wenn in der Beurteilung keine Verkürzung des Zeitabstandes bis zur 

Folgeuntersuchung vorgesehen ist, eine Verkürzung aber auf Grund der Überprüfung 

geboten erscheint, ist von Amtswegen oder auf Antrag mit Bescheid der Zeitabstand zu 
verkürzen. 

(7) Ist in der Beurteilung eine Verkürzung des Zeitabstandes bis zur Folgeuntersuchung 

vorgesehen und ergibt die Überprüfung, dass eine solche Verkürzung nicht erforderlich 

ist, so hat das Arbeitsinspektorat dies dem Arbeitgeber, dem Arbeitnehmer sowie dem 
Arzt, der die Untersuchung durchgeführt hat, mitzuteilen. 

(8) Einer Beschwerde beim Verwaltungsgericht gegen Bescheide über die gesundheitliche 

Eignung und über die Verkürzung des Zeitabstandes bis zur Folgeuntersuchung kommt 
keine aufschiebende Wirkung zu. 

(9) Das Arbeitsinspektorat hat dem zuständigen Träger der Unfallversicherung auf 

Anfrage eine Ausfertigung des Befundes samt Beurteilung zu übermitteln, sofern die 

Übermittlung dieser personenbezogenen Daten wesentliche Voraussetzung für Zwecke 
der Forschung nach § 186 Abs. 1 Z 4 ASVG darstellt. 
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